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Allgemeine Kundeninformation 

1. 	 Identität des Versicherers
Versicherer ist die Barmenia Allgemeine 
Versicherungs-AG in der Rechtsform der 
Aktiengesellschaft mit Sitz in Wuppertal, 
Amtsgericht Wuppertal HRB 3033.
Die Anschrift der Hauptverwaltung lautet:
Kronprinzenallee 12-18, 42094 Wup-
pertal. 

2. 	 Identität eines Vertreters des 
Versicherers innerhalb der EU

Entfällt

3. 	 Ladungsfähige Anschrift
Die für die Geschäftsbeziehung zwischen 
dem Versicherer und dem Versicherungs-
nehmer und für Ladungen maßgebliche 
Anschrift lautet:
Barmenia Allgemeine Versicherungs-AG, 
vertreten durch den Vorstand, dieser 
wiederum vertreten durch die Vorstands-
mitglieder Dr. h. c. Josef Beutelmann und 
Heinz-Werner Richter, 
Kronprinzenallee 12-18, 
42094 Wuppertal.

4. 	 Hauptgeschäftstätigkeit
Die Barmenia Allgemeine Versicherungs-
AG ist durch die Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht zum Betrieb 
von Haftpflicht-, Unfall-, Kraftfahrt- und 
Sachversicherungen zugelassen.

5. 	 Garantie-/Sicherungsfonds
Entfällt

6. 	 Wesentliche Merkmale der Versi-
cherungsleistung

a) 	 Für das von Ihnen gewünschte 
Vertragsverhältnis gelten folgende Allge-
meine Versicherungsbedingungen:
Allgemeine Bedingungen für die 
Reiserücktrittskostenversicherung 
(AVB Reiserücktritt) - Stand 01.01.2008 
(siehe Seite 4 ff.) 

b) 	 Angaben über Art, Umfang und 
Fälligkeit der Leistung des Versicherers

I. 	 Angaben über Art und Umfang der 
Versicherungsleistung:

Art und Umfang der Versicherungleistung 
ergeben sich aus den Versicherungsbe-

dingungen, die Sie im Anschluss an diese 
Informationen finden. 

II. 	 Angaben zur Fälligkeit der Leis
tung des Versicherers

Die Entschädigung wird fällig, wenn die 
Feststellungen des Versicherers zum 
Grunde und zur Höhe des Anspruchs 
abgeschlossen sind. 
Der Versicherungsnehmer kann einen 
Monat nach Meldung des Schadens den 
Betrag als Abschlagszahlung bean-
spruchen, der nach Lage der Sache 
mindestens zu zahlen ist.

7. 	 Gesamtpreis der Versicherung
Der Beitrag einschließlich Versicherung-
steuer für den konkret gewählten Versi-
cherungsumfang sind im Gruppenversi-
cherungsvertrag unter § 3 ausgewiesen. 

8. 	 Steuern, Gebühren oder Kosten
Es fallen keine weiteren Kosten (oder 
Steuern oder sonstige Gebühren) an.

9. 	 Einzelheiten zur Beitragszahlung
Die Beiträge werden mit der vom Versi-
cherungsnehmer gemachten Meldung 
der versicherten Personen an den 
Versicherer fällig. 

10. 	 Befristung der Gültigkeitsdauer 
der zur Verfügung gestellten 
Informationen

Die zur Verfügung gestellten Informati-
onen sind grundsätzlich nicht befristet. 

11. 	 Finanzdienstleistung mit Bezug 
auf speziell risikobehaftete Finan-
zinstrumente

Entfällt

12. 	 Zu-Stande-Kommen des Vertrages
Der Gruppenversicherungsvertrag kommt 
mit seiner Unterzeichnung durch beide 
Vertragsparteien zu Stande. 

13. 	 Widerrufsrecht
Der Versicherungsnehmer kann seine 
Vertragserklärung innerhalb von zwei 
Wochen ohne Angabe von Gründen 
in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) 
widerrufen. Die Frist beginnt am Tag 
beidseitiger Unterzeichnung des 
Gruppenversicherungsvertrages, dem 
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die Vertragsbestimmungen einschließlich 
der Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen sowie die Vertragsinformationen 
gemäß § 7 Abs. 2 des Versicherungs-
vertragsgesetzes und diese Belehrung 
in Textform beigefügt sind. Zur Wahrung 
der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige 
Absendung des Widerrufs. Der Widerruf 
ist zu richten an die 
Barmenia Allgemeine Versicherungs-AG, 
Kronprinzenallee 12-18,
42094 Wuppertal,
Fax 02 02 / 4 38 28 46, 
E-Mail info@barmenia.de

Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs 
endet der Versicherungsschutz und der 
Versicherer erstattet dem Versicherungs-
nehmer den Teil seines Beitrages, der 
auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs 
entfällt.
Den Teil seines Beitrages, der auf die Zeit 
bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, 
kann der Versicherer einbehalten, wenn 
der Versicherungsnehmer zugestimmt 
hat, dass der Versicherungsschutz vor 
Ablauf der Widerrufsfrist beginnt. Hat 
der Versicherungsnehmer eine solche 
Zustimmung nicht erteilt oder beginnt der 
Versicherungsschutz erst nach Ablauf der 
Widerrufsfrist, sind die beiderseits emp-
fangenen Leistungen zurückzugewähren. 
Beiträge erstattet der Versicherer dem 
Versicherungsnehmer unverzüglich, 
spätestens 30 Tage nach Zugang des 
Widerrufs. 

Besondere Hinweise
Das Widerrufsrecht ist ausgeschlossen, 
wenn der Vertrag von beiden Seiten auf 
ausdrücklichen Wunsch des Versiche-
rungsnehmers vollständig erfüllt wurde, 
bevor der Versicherungsnehmer sein 
Widerrufsrecht ausgeübt hat. Widerruft 
er einen Ersatzvertrag, so läuft der ur-
sprüngliche Versicherungsvertrag weiter. 
Das Widerrufsrecht besteht nicht bei 
Verträgen mit einer Laufzeit von weniger 
als einem Monat.

14. 	 Laufzeit
Der Gruppenversicherungsvertrag 
beginnt am 01.01.2009 und endet am 
01.01.2010 - jeweils 0:00 Uhr. Der 

Versicherungsschutz beginnt, wenn 
die Zahlung des Beitrages rechtzeitig 
erfolgt. Der Gruppenversicherungsvertrag 
verlängert sich mit dem Ablauf der Ver-
tragslaufzeit um ein Jahr und weiter von 
Jahr zu Jahr stillschweigend, wenn nicht 
drei Monate vor dem jeweiligen Ablauf 
der anderen Partei eine Kündigung in 
Textform zugegangen ist.

15. 	 Angaben zur Vertragsbeendigung
Entfällt

16. 	 Recht, das der Aufnahme von 
Beziehungen vor Abschluss 
des Versicherungsvertrages zu 
Grunde liegt

Auf die vorvertraglichen Beziehungen 
findet ausschließlich das Recht der Bun-
desrepublik Deutschland Anwendung.

17. 	 Auf den Versicherungsvertrag 
anwendbares Recht 

Es findet das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland Anwendung.

18. 	 Sprache
Die Vertragsbedingungen und die hier 
unter den Nummern 1 bis 20 gegebenen 
Informationen sind in deutscher Sprache 
verfasst. Auch die Kommunikation wäh-
rend der Laufzeit dieser Versicherung(en) 
erfolgt in Deutsch. 

19. 	 Versicherungsombudsmann
Außergerichtlich kann eine Beschwerde 
beim Versicherungsombudsmann e. V., 
Postfach 08 06 32, 10006 Berlin, einge-
legt werden. Hiervon unberührt bleibt die 
Möglichkeit für den Versicherungsneh-
mer, den Rechtsweg zu beschreiten.

20. 	 Beschwerdemöglichkeit bei der 
Aufsichtsbehörde

Eine Beschwerde kann auch gerichtet 
werden an:
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht, 
Graurheindorfer Straße 108, 
53117 Bonn. 
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Allgemeine Bedingungen für die 
Reiserücktrittskostenversicherung 
(AVB Reiserücktritt) - Stand 01.01.2008

1	 Versicherungsumfang

1.1 	 Der Versicherer leistet unter den 
in Ziffer 1.3 beschriebenen Vorausset-
zungen Entschädigung:
1.1.1	 bei Nichtantritt der Reise für die 
dem Reiseunternehmen oder einem 
anderen von dem Versicherungsnehmer/
Versicherten vertraglich geschuldeten 
Rücktrittskosten;
1.1.2	 bei Abbruch der Reise für die 
nachweislich entstandenen zusätzlichen 
Rückreisekosten und die hierdurch 
unmittelbar verursachten sonstigen Mehr-
kosten des Versicherungsnehmers/Ver-
sicherten, vorausgesetzt, dass An- und 
Abreise in dem versicherten Arrangement 
enthalten sind; dies gilt auch im Falle 
nachträglicher Rückkehr. Bei Erstattung 
dieser Kosten wird in Bezug auf Art und 
Klasse des Transportmittels, der Unter-
kunft und Verpflegung auf die durch die 
Reise gebuchte Qualität abgestellt. Wenn 
abweichend von der gebuchten Reise die 
Rückreise mit Flugzeug erforderlich wird, 
werden nur die Kosten für einen Sitzplatz 
in der einfachsten Flugzeugklasse 
ersetzt.
Nicht gedeckt sind Heilkosten, Kosten 
für Begleitpersonen sowie Kosten für 
die Überführung einer verstorbenen 
versicherten Person.
1.1.3	 soweit im Versicherungsschein 
gesondert vereinbart, bei Abbruch 
der Reise für den anteiligen Wert der 
gebuchten, jedoch nicht in Anspruch 
genommenen Leistungen.

1.2	 Gemietete Ferienwohnungen
Sofern die Versicherung bei Abschluss 
von Mietverträgen für Ferienwohnungen, 
Ferienhäuser oder Ferienappartements in 
Hotels genommen wird, gilt abweichend 
von Ziffer 1.1 Folgendes.

Der Versicherer leistet Entschädigung:
1.2.1	 bei Nichtbenutzung der 
Ferienwohnung, des Ferienhauses oder 
Ferienappartements im Hotel aus einem 
der in Ziffer 1.3 genannten wichtigen 
Gründe für die dem Vermieter oder einem 

anderen vom Versicherten vertraglich 
geschuldeten Rücktrittskosten;
1.2.2	 bei vorzeitiger Aufgabe der 
Ferienwohnung, des Ferienhauses oder 
Ferienappartements im Hotel aus einem 
der in Ziffer 1.3 genannten wichtigen 
Gründe für den nicht abgewohnten Teil 
der Mietkosten, falls eine Weitervermie-
tung nicht gelungen ist.
1.2.3	 Die übrigen Bestimmungen gelten 
sinngemäß.

1.3	 Der Versicherer ist im Umfang von 
Ziffer 1.1 bzw. Ziffer 1.2 leistungspflichtig, 
wenn infolge des Eintritts eines der nach-
stehend genannten wichtigen Gründe bei 
dem Versicherungsnehmer/Versicherten 
oder einer Risikoperson nach Abschluß 
des Versicherungsvertrages/nach Reise-
buchung entweder die Reiseunfähigkeit 
des Versicherungsnehmers/Versicherten 
nach allgemeiner Lebenserfahrung zu 
erwarten ist oder ihm der Antritt der Reise 
oder deren planmäßige Beendigung nicht 
zugemutet werden kann:
1.3.1	 Tod;
1.3.2	 schwere Unfallverletzung;
1.3.3	 unerwartete schwere Erkrankung;
1.3.4	 Impfunverträglichkeit;
1.3.5	 Schwangerschaft;
1.3.6	 Schaden am Eigentum des 
Versicherungsnehmers/Versicherten 
infolge von Feuer, Elementarereignis oder 
vorsätzlicher Straftat eines Dritten, sofern 
der Schaden erheblich ist oder sofern 
zur Schadenfeststellung die Anwesenheit 
des Versicherungsnehmers/Versicherten 
notwendig ist.

1.4	 Risikopersonen sind neben dem 
Versicherungsnehmer/Versicherten des-
sen Ehegatte oder Lebenspartner, deren 
Kinder, Eltern, Geschwister, Großeltern, 
Enkel, Schwiegereltern, Schwiegerkinder 
und Personen, die gemeinsam mit dem 
Versicherungsnehmer/Versicherten eine 
Reise gebucht und versichert haben.
Haben mehr als 4 Personen gemein-
sam eine Reise gebucht, gelten nur die 
jeweiligen oben genannten Angehörigen 
des Versicherungsnehmers/Versicherten 
als Risikopersonen.
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2 	 Ausschlüsse

2.1	 Der Versicherer haftet nicht für die 
Gefahren 
2.1.1	 des Krieges, Bürgerkrieges oder 
kriegsähnlicher Ereignisse und solche, 
die sich unabhängig vom Kriegszustand 
aus der feindlichen Verwendung von 
Kriegswerkzeugen sowie aus dem 
Vorhandensein von Kriegswerkzeugen 
als Folge einer dieser Gefahren ergeben;
2.1.2	 von Streik, Aussperrung, Arbeits-
unruhen, terroristischen oder politischen 
Gewalthandlungen, unabhängig von der 
Anzahl der daran beteiligten Personen, 
Aufruhr und sonstigen bürgerlichen 
Unruhen;
2.1.3	 der Beschlagnahme, Entziehung 
oder sonstiger Eingriffe von hoher Hand;
2.1.4	 aus der Verwendung von che-
mischen, biologischen, biochemischen 
Substanzen oder elektromagnetischen 
Wellen als Waffen mit gemeingefährlicher 
Wirkung, und zwar ohne Rücksicht auf 
sonstige mitwirkende Ursachen;
2.1.5	 der Kernenergie oder sonstiger 
ionisierender Strahlung1.

2.2	 Der Versicherer ist von der 
Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der 
Versicherungsnehmer/Versicherte/die 
Risikoperson den Versicherungsfall 
vorsätzlich herbeigeführt hat.
Bei grober Fahrlässigkeit ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in 
einem der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers/Versicherten 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

3	 Anzeigepflicht

3.1	 Vollständigkeit und Richtigkeit von 
Angaben über gefahrerhebliche 
Umstände

Der Versicherungsnehmer/Versicherte hat 
bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung 
dem Versicherer alle ihm bekannten 
Gefahrumstände anzuzeigen, nach 
1	 Der Ersatz von Schäden durch Kern-
energie richtet sich in der Bundesrepublik 
Deutschland nach dem Atomgesetz. 
Die Betreiber von Kernanlagen sind 
zur Deckungsvorsorge verpflichtet und 
schließen hierfür u. a. Haftpflichtversiche-
rungen ab.

denen der Versicherer in Textform gefragt 
hat und die für den Entschluss des Ver-
sicherers erheblich sind, den Vertrag mit 
dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der 
Versicherungsnehmer ist auch insoweit 
zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner 
Vertragserklärung, aber vor Vertragsan-
nahme der Versicherer in Textform 
Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.

Gefahrerheblich sind die Umstände, die 
geeignet sind, auf den Entschluss des 
Versicherers Einfluss auszuüben, den 
Vertrag überhaupt oder mit dem verein-
barten Inhalt abzuschließen.

Wird der Vertrag von einem Vertreter 
des Versicherungsnehmers geschlossen 
und kennt dieser den gefahrerheblichen 
Umstand, muss sich der Versicherungs-
nehmer so behandeln lassen, als habe er 
selbst davon Kenntnis gehabt oder dies 
arglistig verschwiegen.

3.2	 Rücktritt
3.2.1	 Voraussetzungen des Rücktritts
Unvollständige und unrichtige Angaben 
zu den gefahrerheblichen Umständen 
berechtigen den Versicherer, vom Versi-
cherungsvertrag zurückzutreten.
3.2.2	 Ausschluss des Rücktrittsrechts
Der Versicherer hat kein Rücktritts-
recht, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die unrichtigen oder 
unvollständigen Angaben weder vorsätz-
lich noch grob fahrlässig gemacht hat.
Das Rücktrittsrecht des Versicherers 
wegen grob fahrlässiger Verletzung der 
Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass 
der Versicherer den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstän-
de, wenn auch zu anderen Bedingungen, 
geschlossen hätte.
3.2.3	 Folgen des Rücktritts
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versi-
cherungsschutz.
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Ver-
sicherungsfalls zurück, darf er den Ver-
sicherungsschutz nicht versagen, wenn 
der Versicherungsnehmer/Versicherte 
nachweist, dass der unvollständig oder 
unrichtig angezeigte Umstand weder für 
den Eintritt des Versicherungsfalls noch 
für die Feststellung oder den Umfang der 
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Leistung ursächlich war. Auch in diesem 
Fall besteht aber kein Versicherungs-
schutz, wenn der Versicherungsnehmer 
die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat.
Dem Versicherer steht der Teil der Prämie 
zu, der der bis zum Wirksamwerden 
der Rücktrittserklärung abgelaufenen 
Vertragszeit entspricht.

3.3	 Kündigung
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers 
ausgeschlossen, weil die Verletzung 
einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz 
noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, 
kann der Versicherer den Vertrag unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat 
kündigen.
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, 
wenn der Versicherungsnehmer/Versi-
cherte nachweist, dass der Versicherer 
den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen 
hätte.

3.4	 Rückwirkende Vertragsanpassung
Kann der Versicherer nicht zurücktreten 
oder kündigen, weil er den Vertrag auch 
bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Umstände, aber zu anderen Bedin-
gungen, geschlossen hätte, werden die 
anderen Bedingungen auf Verlangen des 
Versicherers rückwirkend Vertragsbe-
standteil. Hat der Versicherungsnehmer 
die Pflichtverletzung nicht zu vertreten, 
werden die anderen Bedingungen ab 
der laufenden Versicherungsperiode 
Vertragsbestandteil.
Erhöht sich durch die Vertragsanpassung 
die Prämie um mehr als 10 Prozent oder 
schließt der Versicherer die Gefahrab-
sicherung für den nicht angezeigten 
Umstand aus, kann der Versicherungs-
nehmer den Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Mitteilung des 
Versicherungsnehmers fristlos in Schrift-
form kündigen.

3.5	 Ausübung der Rechte des Versiche-
rers

Der Versicherer muss die ihm nach den 
Ziffern 3.2 bis 3.4 zustehenden Rechte 
innerhalb eines Monats schriftlich geltend 
machen. Die Frist beginnt mit dem Zeit-
punkt, zu dem er von der Verletzung der 

Anzeigepflicht, die das von ihm geltend 
gemachte Recht begründet, Kenntnis 
erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, 
auf die er seine Erklärung stützt; er 
darf nachträglich weitere Umstände zur 
Begründung seiner Erklärung abgeben, 
wenn für diese die Monatsfrist nicht 
verstrichen ist.
Dem Versicherer stehen die Rechte 
nach den Ziffern 3.2 bis 3.4 nur zu, wenn 
er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf die 
Folgen einer Anzeigepflichtverletzung 
hingewiesen hat.
Der Versicherer kann sich auf die in den 
Ziffern 3.2 bis 3.4 genannten Rechte nicht 
berufen, wenn er den nicht angezeigten 
Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der 
Anzeige kannte.

3.6	 Anfechtung
Das Recht des Versicherers, den Vertrag 
wegen arglistiger Täuschung anzufech-
ten, bleibt unberührt.

4	 Gefahrerhöhung

4.1	 Begriff der Gefahrerhöhung
4.1.1	 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, 
wenn nach Abgabe der Vertragserklärung 
des Versicherungsnehmers die tatsäch-
lich vorhandenen Umstände so verändert 
werden, dass der Eintritt des Versiche-
rungsfalls oder eine Vergrößerung des 
Schadens oder die ungerechtfertigte 
Inanspruchnahme des Versicherers 
wahrscheinlicher wären.
4.1.2	 Eine Gefahrerhöhung kann 
insbesondere - aber nicht nur - vorliegen, 
wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand 
ändert nach dem der Versicherer vor 
Vertragsschluss gefragt hat.
4.1.3	 Eine Gefahrerhöhung nach Ziffer 
4.1.1 liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr 
nur unerheblich erhöht hat oder nach den 
Umständen als mitversichert gelten soll.

4.2.	 Pflichten des Versicherungsneh-
mers/Versicherten

4.2.1	 Nach Abgabe seiner Vertragser-
klärung darf der Versicherungsnehmer/
Versicherte ohne vorherige Zustimmung 
des Versicherers keine Gefahrerhöhung 
vornehmen oder deren Vornahme durch 
einen Dritten gestatten.
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4.2.2	 Erkennt der Versicherungsneh-
mer/Versicherte nachträglich, dass er 
ohne vorherige Zustimmung des Versi-
cherers eine Gefahrerhöhung vorgenom-
men oder gestattet hat, so muss er diese 
dem Versicherer unverzüglich anzeigen.
4.2.3	 Eine Gefahrerhöhung, die 
nach Abgabe seiner Vertragserklärung 
unabhängig von seinem Willen eintritt, 
muss der Versicherungsnehmer dem Ver-
sicherer unverzüglich anzeigen, nachdem 
er von ihr Kenntnis erlangt hat.

4.3	 Kündigung oder Vertragsanpassung 
durch den Versicherer

4.3.1 Kündigungsrecht des Versicherers
Verletzt der Versicherungsnehmer/
Versicherte seine Verpflichtung nach 
Ziffer 4.2.1, kann der Versicherer den 
Vertrag fristlos kündigen, wenn der 
Versicherungsnehmer seine Verpflichtung 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt 
hat. Beruht die Verletzung auf einfacher 
Fahrlässigkeit, kann der Versicherer den 
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat kündigen. Der Versicherer 
kann nicht kündigen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass er die 
Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.
Wird dem Versicherer eine Gefahrerhö-
hung in den Fällen nach Ziffer 4.2.2 und 
4.2.3 bekannt, kann er den Vertrag unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat 
kündigen.
4.3.2	 Vertragsanpassung
Statt der Kündigung kann der Versicherer 
ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung 
einen seinen Geschäftsgrundsätzen 
entsprechende erhöhte Prämie verlangen 
oder die Absicherung der höheren Gefahr 
ausschließen.
Erhöht sich in diesem Fall die Prämie um 
mehr als 10 Prozent oder schließt der 
Versicherer die Absicherung der höheren 
Gefahr aus, so kann der Versicherungs-
nehmer den Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Mitteilung des 
Versicherers ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen. In der Mitteilung hat der Ver-
sicherer den Versicherungsnehmer auf 
dieses Kündigungsrecht hinzuweisen.

4.4	 Erlöschen der Rechte des Versiche-
rers

Die Rechte des Versicherers zur Kün-
digung oder Vertragsanpassung nach 
Ziffer 4.3 erlöschen, wenn diese nicht 
innerhalb eines Monats ab Kenntnis des 
Versicherers von der Gefahrerhöhung 
ausgeübt werden oder wenn der Zustand 
wiederhergestellt ist, der vor der Gefah-
rerhöhung bestanden hat.

4.5	 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhö-
hung

4.5.1	 Tritt nach einer Gefahrerhöhung 
der Versicherungsfall ein, so ist der 
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, 
wenn der Versicherungsnehmer/Versi-
cherte seine Pflichten nach Ziffer 4.2.1 
vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der 
Versicherungsnehmer/Versicherte diese 
Pflichten grob fahrlässig, so ist der Versi-
cherer berechtigt, seine Leistung in dem 
Verhältnis zu kürzen, das der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsneh-
mers/Versicherten entspricht. Das Nicht-
vorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat 
der Versicherungsnehmer/Versicherte zu 
beweisen.
4.5.2	 Bei einer Gefahrerhöhung nach 
Ziffer 4.2.2 und 4.2.3 ist der Versicherer 
bei vorsätzlicher Verletzung der Pflichten 
des Versicherungsnehmers nicht zur 
Leistung verpflichtet, wenn der Versiche-
rungsfall später als einen Monat nach 
dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzei-
ge dem Versicherer hätte zugegangen 
sein müssen. Verletzt der Versicherungs-
nehmer/Versicherte seine Pflichten grob 
fahrlässig, so gelten Ziffer 4.5.1 Satz 2 
und 3 entsprechend. Die Leistungspflicht 
des Versicherers bleibt bestehen, wenn 
ihm die Gefahrerhöhung zu dem in Satz 1 
genannten Zeitpunkt bekannt war.
4.5.3	 Die Leistungspflicht des Versiche-
rers bleibt ferner bestehen,
a)	 soweit der Versicherungsnehmer/
Versicherte nachweist, dass die Gefah-
rerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt 
des Versicherungsfalles oder den Umfang 
der Leistungspflicht war oder
b)	 wenn zur Zeit des Eintrittes des 
Versicherungsfalles die Frist für die 
Kündigung des Versicherers abgelaufen 
und eine Kündigung nicht erfolgt war.
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5 	 Beginn des Versicherungs-
schutzes, Fälligkeit, Folgen ver-
späteter Zahlung oder Nichtzah-
lung der Erst- oder Einmalprämie

5.1	 Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt 
vorbehaltlich der Regelungen in Ziffer 5.3 
und 5.4 zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt.

5.2	 Fälligkeit der Erst- oder Einmalprä-
mie

Die erste oder einmalige Prämie ist 
– unabhängig von dem Bestehen eines 
Widerrufrechts – unverzüglich nach 
dem Zeitpunkt des vereinbarten und 
im Versicherungsschein angegebenen 
Versicherungsbeginns zu zahlen.
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Ver-
sicherungsbeginns vor Vertragsschluss, 
ist die erste oder einmalige Prämie unver-
züglich nach Vertragsschluss zu zahlen.
Zahlt der Versicherungsnehmer nicht 
unverzüglich nach dem in Satz 1 oder 
2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der 
Versicherungsschutz erst, nachdem die 
Zahlung bewirkt ist.
Bei Vereinbarung der Prämienzahlung in 
Raten gilt die erste Rate als erste Prämie.

5.3	 Rücktrittsrecht des Versicherers bei 
Zahlungsverzug

Wird die erste oder einmalige Prämie 
nicht zu dem nach Ziffer 5.2 maßge-
benden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, 
so kann der Versicherer vom Vertrag 
zurücktreten, solange die Zahlung nicht 
bewirkt ist.
Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn 
der Versicherungsnehmer die Nichtzah-
lung nicht zu vertreten hat.

5.4	 Leistungsfreiheit des Versicherers
Wenn der Versicherungsnehmer die erste 
oder einmalige Prämie nicht zu dem nach 
Ziffer 5.2 maßgebenden Fälligkeitszeit-
punkt zahlt, so ist der Versicherer für 
einen vor Zahlung der Prämie eingetre-
tenen Versicherungsfall nicht zur Leistung 
verpflichtet, wenn er den Versicherungs-
nehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform oder durch einen auffälligen 
Hinweis im Versicherungsschein auf 
diese Rechtsfolge der Nichtzahlung der 

Prämie aufmerksam gemacht hat.
Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht 
ein, wenn der Versicherungsnehmer die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

6 	 Folgeprämie

6.1	 Fälligkeit 
6.1.1	 Eine Folgeprämie wird zu dem 
vereinbarten Zeitpunkt der jeweiligen 
Versicherungsperiode fällig.
6.1.2	 Die Zahlung gilt als rechtzeitig, 
wenn sie innerhalb des im Versicherungs-
schein oder in der Prämienrechnung 
angegebenen Zeitraums bewirkt ist.

6.2	 Schadenersatz bei Verzug
Ist der Versicherungsnehmer mit der 
Zahlung einer Folgeprämie in Verzug, 
ist der Versicherer berechtigt, Ersatz 
des ihm durch den Verzug entstandenen 
Schadens zu verlangen.

6.3	 Leistungsfreiheit und Kündigungs-
recht nach Mahnung
6.3.1	 Der Versicherer kann den 
Versicherungsnehmer bei nicht recht-
zeitiger Zahlung einer Folgeprämie auf 
dessen Kosten in Textform zur Zahlung 
auffordern und eine Zahlungsfrist von 
mindestens zwei Wochen ab Zugang 
der Zahlungsaufforderung bestimmen 
(Mahnung). 
Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der 
Versicherer je Vertrag die rückständigen 
Beträge der Prämie, Zinsen und Kosten 
im Einzelnen beziffert und außerdem auf 
die Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit und 
Kündigungsrecht – auf Grund der nicht 
fristgerechten Zahlung hinweist.
6.3.2	 Tritt nach Ablauf der in der 
Mahnung gesetzten Zahlungsfrist 
ein Versicherungsfall ein und ist der 
Versicherungsnehmer bei Eintritt des 
Versicherungsfalles mit der Zahlung der 
Prämie oder der Zinsen oder Kosten in 
Verzug, so ist der Versicherer von der 
Verpflichtung zur Leistung frei.
6.3.3	 Der Versicherer kann nach Ablauf 
der in der Mahnung gesetzten Zahlungs-
frist den Vertrag ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung 
kündigen, sofern der Versicherungsneh-
mer mit der Zahlung der geschuldeten 
Beträge in Verzug ist.
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Die Kündigung kann mit der Bestimmung 
der Zahlungsfrist so verbunden werden, 
dass sie mit Fristablauf wirksam wird, 
wenn der Versicherungsnehmer zu 
diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in 
Verzug ist.
Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei 
der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen. 

6.4	 Zahlung der Prämie nach Kündigung
Die Kündigung wird unwirksam, wenn der 
Versicherungsnehmer innerhalb eines 
Monats nach der Kündigung oder, wenn 
sie mit der Fristbestimmung verbunden 
worden ist, innerhalb eines Monats nach 
Fristablauf die Zahlung leistet. 
Die Regelung über die Leistungsfreiheit 
des Versicherers (Ziffer 6.3.2) bleibt 
unberührt.

7	 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbe-
endigung

7.1	 Im Fall der Beendigung des 
Versicherungsverhältnisses vor Ablauf 
der Versicherungsperiode steht dem Ver-
sicherer für diese Versicherungsperiode 
nur derjenige Teil der Prämie zu, der dem 
Zeitraum entspricht, in dem Versiche-
rungsschutz bestanden hat. Wird das 
Versicherungsverhältnis durch Rücktritt 
wegen einer Anzeigepflichtverletzung 
(Ziffer 3.2) oder durch Anfechtung des 
Versicherers wegen arglistiger Täuschung 
(Ziffer 3.6) beendet, steht dem Versiche-
rer die Prämie bis zum Wirksamwerden 
der Rücktritts- oder Anfechtungserklärung 
zu. Tritt der Versicherer nach Ziffer 5.3 
wegen Fälligkeit der Prämie zurück, kann 
er eine angemessene Geschäftsgebühr 
verlangen.

7.2	 Kündigt der Versicherungsnehmer 
nach Eintritt eines Versicherungsfalls, 
so hat der Versicherer nur Anspruch auf 
den Teil der Prämie, der der abgelaufe-
nen Vertragszeit entspricht. Kündigt der 
Versicherer, so hat er die Prämie für das 
laufende Versicherungsjahr nach dem 
Verhältnis der noch nicht abgelaufenen 
zu der gesamten Zeit des Versicherungs-
jahres zurückzuzahlen.

8	 Vertragsdauer

8.1	 Der Vertrag ist für die im Ver-
sicherungsschein angegebene Zeit 
abgeschlossen.

8.2	 Stillschweigende Verlängerung
Bei einer Vertragsdauer von mindestens 
einem Jahr verlängert sich der Vertrag 
um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Ver-
tragspartner spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungs-
jahres eine Kündigung zugegangen ist.

8.3	 Vertragsbeendigung
Bei einer Vertragsdauer von weniger 
als einem Jahr endet der Vertrag, ohne 
dass es einer Kündigung bedarf, zum 
vorgesehenen Zeitpunkt. 
Bei einer Vertragsdauer von mehr als 
drei Jahren kann der Vertrag schon zum 
Ablauf des dritten Jahres oder jedes dar-
auffolgenden Jahres gekündigt werden; 
die Kündigung muss dem Vertragspartner 
spätestens drei Monate vor dem Ablauf 
des jeweiligen Versicherungsjahres 
zugegangen sein.

9	 Versicherungswert, Versiche-
rungssumme, Selbstbehalt

9.1	 Die Versicherungssumme soll dem 
vollen ausgeschriebenen Reisepreis 
(Versicherungswert) entsprechen. Kosten 
für darin nicht enthaltene Leistungen 
(z. B. für Zusatzprogramme) sind 
mitversichert, wenn sie bei der Höhe 
der Versicherungssumme berücksichtigt 
wurden. Der Versicherer haftet bis zur 
Höhe der Versicherungssumme abzüglich 
Selbstbehalt; sollten die nachweislich 
entstandenen zusätzlichen Rückreisekos
ten den Versicherungswert übersteigen, 
so ersetzt der Versicherer auch den über 
den Versicherungswert hinausgehenden 
Betrag abzüglich Selbstbehalt.

9.2	 Bei jedem Versicherungsfall trägt der 
Versicherungsnehmer/Versicherte einen 
Selbstbehalt. Dieser wird – soweit nicht 
anders vereinart – auf 25 EUR festgelegt. 
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Wird der Versicherungsfall durch 
Krankheit ausgelöst, so trägt der 
Versicherungsnehmer/Versicherte von 
dem erstattungsfähigen Schaden 20 v. H. 
selbst, mindestens 25 EUR.

10	 Unterversicherung

Ist die Versicherungssumme bei Eintritt 
des Versicherungsfalles niedriger als der 
Versicherungswert (Unterversicherung), 
so wird nur derjenige Teil des Schadens 
ersetzt, der sich zum ganzen Schaden 
verhält wie die Versicherungssumme zum 
Versicherungswert.

11 	 Überversicherung

11.1 	 Übersteigt die Versicherungssum-
me den Wert der versicherten Sachen, so 
kann sowohl der Versicherer als auch der 
Versicherungsnehmer verlangen, dass 
zur Beseitigung der Überversicherung 
die Versicherungssumme mit sofortiger 
Wirkung herabgesetzt wird. 

11.2	Von diesem Zeitpunkt an ist für die 
Höhe der Prämie der Betrag maßgebend, 
den der Versicherer berechnet haben 
würde, wenn der Vertrag von vornhe-
rein mit dem neuen Inhalt geschlossen 
worden wäre.

11.3 	 Hat der Versicherungsnehmer 
eine Überversicherung in der Absicht ge-
schlossen, sich dadurch einen rechtswid-
rigen Vermögensvorteil zu verschaffen, 
ist jeder in dieser Absicht geschlossene 
Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht die 
Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem 
er von den die Nichtigkeit begründenden 
Umständen Kenntnis erlangt. Etwaige 
Schadensersatzansprüche des Versiche-
rers bleiben unberührt.

12	 Mehrfachversicherung

12.1	Eine Mehrfachversicherung liegt 
vor, wenn ein Interesse gegen dieselbe 
Gefahr in mehreren Versicherungs-
verträgen versichert ist und entweder 
die Versicherungssummen zusammen 
den Versicherungswert übersteigen 
oder aus anderen Gründen die Summe 
der Entschädigungen, die von jedem 

Versicherer ohne Bestehen der anderen 
Versicherungen zu zahlen wäre, den 
Gesamtschaden übersteigt.

12.2	Wenn die Mehrfachversicherung 
zustande gekommen ist, ohne dass der 
Versicherungsnehmer dies wusste, kann 
er die Aufhebung des später geschlos-
senen Vertrages verlangen.
Er kann auch verlangen, dass die 
Versicherungssumme auf die Prämie 
herabgesetzt wird, die durch die früher 
geschlossene Versicherung nicht gedeckt 
ist; in diesem Fall ist die Prämie entspre-
chend zu mindern.

12.3	Das Recht auf Aufhebung oder 
Herabsetzung erlischt, wenn der 
Versicherungsnehmer es nicht innerhalb 
eines Monats geltend macht, nachdem er 
von der Mehrfachversicherung Kenntnis 
erlangt hat. Die Aufhebung oder Herab-
setzung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, 
zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt 
wird, dem Versicherer zugeht.

12.4	Hat der Versicherungsnehmer eine 
Mehrfachversicherung in der Absicht 
abgeschlossen, sich dadurch einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 
verschaffen, ist jeder in dieser Absicht 
geschlossene Vertrag nichtig. Der 
Versicherer hat, Anspruch auf die Prämie 
bis zu dem Zeitpunkt, in dem er von den 
die Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt.

13	 Obliegenheiten des Versiche-
rungsnehmers/Versicherten bei 
oder nach Eintritt des Versiche-
rungsfalls

13.1	Der Versicherungsnehmer/Versicher-
te ist verpflichtet:
13.1.1	 dem Versicherer den Eintritt 
des Versicherungsfalles unverzüglich 
mitzuteilen und gleichzeitig den Reise-
vertrag zu stornieren oder im Falle der 
schon angetretenen Reise den Abbruch 
anzuzeigen;

13.1.2	 dem Versicherer jede gewünschte 
sachdienliche Auskunft zu erteilen und 
ihm alle erforderlichen Beweismittel 
von sich aus zur Verfügung zu stellen, 
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insbesondere ärztliche Atteste über 
Krankheiten, Unfallverletzungen, Impfun-
verträglichkeit bzw. Schwangerschaft im 
Sinne von Ziffer 1.3 unter Beifügung der 
Buchungsunterlagen einzureichen;
13.1.3	 psychiatrische Erkrankungen 
durch Attest eines Facharztes für Psychi-
atrie nachzuweisen; 
13.1.4	 auf Verlangen des Versicherers 
die Ärzte von der Schweigepflicht in 
Bezug auf den Versicherungsfall zu 
entbinden, soweit diesem Verlangen 
rechtswirksam nachgekommen werden 
kann;
13.1.5	 bei Tod eine Sterbeurkunde 
vorzulegen.

13.2 Folgen der Verletzung einer Oblie-
genheit

13.2.1	 Verletzt der Versicherungs-
nehmer/Versicherte vorsätzlich eine 
Obliegenheit, die er bei oder nach Eintritt 
des Versicherungsfalls gegenüber dem 
Versicherer zu erfüllen hat, so ist der 
Versicherer von der Verpflichtung zur 
Leistung frei. 
13.2.2	 Bei grob fahrlässiger Verletzung 
der Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in dem 
Verhältnis zu kürzen, das der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsneh-
mers/Versicherten entspricht. Das Nicht-
vorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat 
der Versicherungsnehmer zu beweisen. 
13.2.3	 Außer im Falle der Arglist ist 
der Versicherer jedoch zur Leistung 
verpflichtet, soweit der Versicherungs-
nehmer/Versicherte nachweist, dass die 
Verletzung der Obliegenheit weder für 
den Eintritt oder die Feststellung des Ver-
sicherungsfalles noch für die Feststellung 
oder den Umfang der Leistungspflicht des 
Versicherers ursächlich ist. 
13.2.4 	Verletzt der Versicherungsneh-
mer/Versicherte eine nach Eintritt des 
Versicherungsfalles bestehende Aus-
kunfts- oder Aufklärungsobliegenheit so 
ist der Versicherer nur dann vollständig 
oder teilweise leistungsfrei, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfol-
ge hingewiesen hat.

14 	 Zahlung der Entschädigung

14.1	Ist die Leistungspflicht des Versi-
cherers dem Grunde und der Höhe nach 
festgestellt, so hat die Auszahlung der 
Entschädigung binnen zwei Wochen zu 
erfolgen. 

14.2	Einen Monat nach Anzeige des 
Schadens kann als Abschlagszahlung der 
Betrag verlangt werden, der nach Lage 
der Sache mindestens zu zahlen ist.

15 	 Verjährung

Die Ansprüche aus dem Versicherungs-
vertrag verjähren in drei Jahren. Ist ein 
Anspruch aus dem Versicherungsvertrag 
bei dem Versicherer angemeldet worden, 
zählt der Zeitraum von der Anmeldung bis 
zum Zugang der in Textform mitgeteilten 
Entscheidung des Versicherers beim 
Anspruchsteller bei der Fristberechnung 
nicht mit.

16 	 Zuständiges Gericht

16.1	Klagen gegen den Versicherer
Für Klagen aus dem Versicherungsver-
trag gegen den Versicherer bestimmt 
sich die gerichtliche Zuständigkeit nach 
dem Sitz des Versicherers oder seiner für 
den Versicherungsvertrag zuständigen 
Niederlassung. Ist der Versicherungs-
nehmer eine natürliche Person, ist auch 
das Gericht örtlich zuständig, in dessen 
Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit 
der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, 
in Ermangelung eines solchen, seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat.

16.2	Klagen gegen den Versicherungs-
nehmer/Versicherten

Ist der Versicherungsnehmer/Versicherte 
eine natürliche Person, müssen Klagen 
aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn 
bei dem Gericht erhoben werden, das für 
seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung 
eines solchen, den Ort seines gewöhn-
lichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der 
Versicherungsnehmer eine juristische 
Person, bestimmt sich das zuständige 
Gericht auch nach dem Sitz oder der Nie-
derlassung des Versicherungsnehmers.
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16.3	Wohnsitzverlegung des Versiche-
rungsnehmers/Versicherten

Hat der Versicherungsnehmer/Versicherte 
nach Vertragsschluss seinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthaltsort aus 
dem Geltungsbereich des Versicherungs-
vertragsgesetzes verlegt oder sind sein 
Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt 
im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht 
bekannt, bestimmt sich die gerichtliche 
Zuständigkeit für Klagen aus dem Versi-
cherungsvertrag gegen den Versicherer 
oder den Versicherungsnehmer nach 
dem Sitz des Versicherers oder seiner für 
den Versicherungsvertrag zuständigen 
Niederlassung.

17 	 Schlussbestimmung

Soweit nicht in den Versicherungsbe-
dingungen etwas anderes bestimmt ist, 
gelten die gesetzlichen Vorschriften. 
Dies gilt insbesondere für die im Anhang 
aufgeführten Gesetzesbestimmungen, 
die nach Maßgabe der Versicherungsbe-
dingungen Inhalt des Versicherungsver-
trages sind.

Besondere Vereinbarungen

1. 	 Abweichend von Ziffer 9 der 
Allgemeinen Bedingungen für die 
Reiserücktrittskostenversicherung 
(AVB Reiserücktritt) wird von dem erstat-
tungsfähigen Schaden kein Selbstbehalt 
abgezogen. 

2.	 In Erweiterung zu den Allgemeinen 
Bedingungen für die Reiserücktrittskos
tenversicherung (AVB Reiserücktritt) 
besteht Versicherungsschutz auch bei
- 	 Verlust des Arbeitsplatzes der 

versicherten Person auf Grund einer 
unerwarteten betriebsbedingten Kün-
digung des Arbeitsverhältnisses durch 
den Arbeitgeber;

- 	 Aufnahme eines Arbeitsverhältnisses 
durch die versicherte Person, sofern 
diese bei der Reisebuchung arbeitslos 
gemeldet war und das Arbeitsamt der 
Reise zugestimmt hat. 
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Merkblatt zur Datenverarbeitung

Versicherungen können heute ihre Aufga-
ben nur noch mit Hilfe der elektronischen 
Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so 
lassen sich Vertragsverhältnisse korrekt, 
schnell und wirtschaftlich abwickeln; 
auch bietet die EDV einen besseren 
Schutz der Versichertengemeinschaft 
vor missbräuchlichen Handlungen als die 
bisherigen manuellen Verfahren. 
Die Verarbeitung der uns bekannt gege-
benen Daten zu Ihrer Person wird durch 
das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 
geregelt. Danach ist die Datenverarbei-
tung und -nutzung zulässig, wenn das 
BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift 
sie erlaubt oder wenn der Betroffene 
eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt die 
Datenverarbeitung und -nutzung stets, 
wenn dies im Rahmen der Zweckbe-
stimmung eines Vertragsverhältnisses 
oder vertragsähnlichen Vertrauensver-
hältnisses geschieht oder soweit es zur 
Wahrung berechtigter Interessen der 
speichernden Stelle erforderlich ist und 
kein Grund zu der Annahme besteht, 
dass das schutzwürdige Interesse des 
Betroffenen an dem Ausschluss der 
Verarbeitung oder Nutzung überwiegt.

Einwilligungserklärung
Unabhängig von dieser im Einzelfall 
vorzunehmenden Interessenabwägung 
und im Hinblick auf eine sichere Rechts-
grundlage für die Datenverarbeitung 
ist in Ihren Versicherungsantrag eine 
Einwilligungserklärung nach dem BDSG 
aufgenommen worden. Diese gilt über die 
Beendigung des Versicherungsvertrages 
hinaus, endet jedoch - außer in der 
Lebens- und Unfallversicherung - schon 
mit Ablehnung des Antrages oder durch 
Ihren jederzeit möglichen Widerruf, der 
allerdings den Grundsätzen von Treu und 
Glauben unterliegt. Dabei sind neben 
den Interessen des Betroffenen auch die 
Interessen der speichernden Stelle zu be-
rücksichtigen. Die Einwilligung kann nicht 
willkürlich, sondern nur dann widerrufen 
werden, wenn sich die für ihre Erteilung 
maßgebenden Gründe und Vorausset-
zungen geändert haben oder entfallen 
sind. Wird die Einwilligungserklärung bei 
Antragstellung ganz oder teilweise ge-

strichen, kommt es u. U. nicht zu einem 
Vertragsabschluss. Trotz Widerruf oder 
ganz bzw. teilweise gestrichener Einwil-
ligungserklärung kann eine Datenverar-
beitung und -nutzung in dem begrenzten 
gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der 
Vorbemerkung beschrieben, erfolgen. 

Schweigepflichtentbindungserklärung
Daneben setzt auch die Übermittlung 
von Daten, die, wie z. B. beim Arzt, 
einem Berufsgeheimnis unterliegen, 
eine spezielle Erlaubnis des Betroffenen 
(Schweigepflichtentbindung) voraus. In 
der Lebens-, Kranken- und Unfallver-
sicherung (Personenversicherung) ist 
daher im Antrag auch eine Schweige-
pflichtentbindungsklausel enthalten.

Im Folgenden wollen wir Ihnen einige 
wesentliche Beispiele für die Datenverar-
beitung und ‑nutzung nennen.

1.	 Datenspeicherung bei Ihrem 
Versicherer

Wir speichern Daten, die für den Versi-
cherungsvertrag notwendig sind. Das 
sind zunächst Ihre Angaben im Antrag 
(Antragsdaten). Weiter werden zum 
Vertrag versicherungstechnische Daten 
wie Kundennummer (Partnernummer), 
Versicherungssumme, Versicherungs-
dauer, Beitrag, Bankverbindung sowie 
erforderlichenfalls die Angaben eines 
Dritten, z. B. eines Vermittlers, eines 
Sachverständigen oder eines Arztes 
geführt (Vertragsdaten). Bei einem Versi-
cherungsfall speichern wir Ihre Angaben 
zum Schaden und ggf. auch Angaben von
Dritten, wie z. B. den vom Arzt ermittelten 
Grad der Berufsunfähigkeit, die Feststel-
lung Ihrer Reparaturwerkstatt über einen 
Kfz-Totalschaden oder bei Ablauf einer 
Lebensversicherung den Auszahlungsbe-
trag (Leistungsdaten).

2.	 Datenübermittlung an Rückversi-
cherer

Im Interesse seiner Versicherungsneh-
mer wird ein Versicherer stets auf einen 
Ausgleich der von ihm übernommenen 
Risiken achten. Deshalb geben wir in 
vielen Fällen einen Teil der Risiken an 
Rückversicherer im In- und Ausland 
ab. Diese Rückversicherer benötigen 
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ebenfalls entsprechende versiche-
rungstechnische Angaben von uns, wie 
Versicherungsnummer, Beitrag, Art des 
Versicherungsschutzes und des Risikos 
und Risikozuschlags sowie im Einzelfall 
auch Ihre Personalien. Soweit Rückver-
sicherer bei der Risiko- und Schadenbe-
urteilung mitwirken, werden ihnen auch 
die dafür erforderlichen Unterlagen zur 
Verfügung gestellt.
In einigen Fällen bedienen sich die Rück-
versicherer weiterer Rückversicherer, 
denen sie ebenfalls entsprechende Daten 
übergeben.

3.	 Datenübermittlung an andere 
Versicherer

Nach dem Versicherungsvertragsgesetz 
hat der Versicherte bei Antragstel-
lung, jeder Vertragsänderung und im 
Schadensfall dem Versicherer alle für die 
Einschätzung des Wagnisses und die 
Schadenabwicklung wichtigen Umstände 
anzugeben. Hierzu gehören z. B. frühere 
Krankheiten und Versicherungsfälle oder 
Mitteilungen über gleichartige andere 
Versicherungen (beantragte, bestehende, 
abgelehnte oder gekündigte).
Um Versicherungsmissbrauch zu ver-
hindern, eventuelle Widersprüche in den 
Angaben des Versicherten aufzuklären 
oder um Lücken bei den Feststellungen 
zum entstandenen Schaden zu schlie-
ßen, kann es erforderlich sein, andere 
Versicherer um Auskunft zu bitten oder 
entsprechende Auskünfte auf Anfragen 
zu erteilen.
Auch sonst bedarf es in bestimmten 
Fällen (Doppelversicherungen, gesetz-
licher Forderungsübergang sowie bei 
Teilungsabkommen) eines Austausches 
von personenbezogenen Daten unter 
den Versicherern. Dabei werden Daten 
des Betroffenen weitergegeben, wie 
Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, 
Art des Versicherungsschutzes und des 
Risikos oder Angaben zum Schaden, wie 
Schadenhöhe und Schadentag.

4.	 Zentrale Hinweissysteme
Bei Prüfung eines Antrages oder eines 
Schadens kann es notwendig sein, 
zur Risikobeurteilung, zur weiteren 
Aufklärung des Sachverhalts oder zur 
Verhinderung von Versicherungsmiss-

brauch Anfragen an den zuständigen 
Fachverband bzw. an andere Versicherer 
zu richten oder auch entsprechende 
Anfragen anderer Versicherer zu beant-
worten.
Dazu bestehen beim Gesamtverband der 
Deutschen Versicherungswirtschaft und 
beim Verband der privaten Krankenversi-
cherung zentrale Hinweissysteme.
Die Aufnahme in diese Hinweissysteme 
und deren Nutzung erfolgt lediglich zu 
Zwecken, die mit dem jeweiligen System 
verfolgt werden dürfen, also nur soweit 
bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. 
Beispiele:

Allgemeine Haftpflichtversicherer
-	 Registrierung von auffälligen Scha-

densfällen sowie von Personen, bei 
denen der Verdacht des Versiche-
rungsmissbrauchs besteht.

Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklä-
rung und -verhütung.

Kfz-Versicherer 
-	 Registrierung von auffälligen Scha-

densfällen, Kfz-Diebstählen sowie von 
Personen, bei denen der Verdacht des 
Versicherungsmissbrauchs besteht.

Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklä-
rung und -verhütung.

Lebensversicherer 
-	 Aufnahme von Sonderrisiken, z. B. 

Ablehnung des Risikos bzw. Annahme 
mit Beitragszuschlag
-	 aus versicherungsmedizinischen 

Gründen,
-	 auf Grund der Auskünfte anderer 

Versicherer,
-	 wegen verweigerter Nachuntersu-

chung;
-	 Aufhebung des Vertrages durch 

Rücktritt oder Anfechtung seitens des 
Versicherers;

-	 Ablehnung des Vertrages seitens 
des Versicherungsnehmers wegen 
geforderter Beitragszuschläge. 

Zweck: Risikoprüfung.

Rechtsschutzversicherer
-	 Vorzeitige Kündigungen und Kün-

digungen zum normalen Vertrags-
ablauf durch den Versicherer nach 
mindestens zwei Versicherungsfällen 
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innerhalb von zwölf Monaten;
-	 Kündigungen zum normalen Vertrags-

ablauf durch den Versicherer nach 
mindestens drei Versicherungsfällen 
innerhalb von 36 Monaten;

-	 vorzeitige Kündigungen und Kündi-
gungen zum normalen Vertragsablauf 
bei konkret begründetem Verdacht 
einer betrügerischen Inanspruchnah-
me der Versicherung.

Zweck: Überprüfung der Angaben zu 
Vorversicherungen bei der Antragstellung.

Sachversicherer 
-	 Aufnahme von Schäden und Per-

sonen, wenn Brandstiftung vorliegt 
oder wenn auf Grund des Verdachts 
des Versicherungsmissbrauchs der 
Vertrag gekündigt wird und bestimmte 
Schadensummen erreicht sind. 

Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklä-
rung, Verhinderung weiteren Miss-
brauchs. 

Transportversicherer
-	 Aufnahme von auffälligen (Verdacht 

des Versicherungsmissbrauchs) 
Schadensfällen, insbesondere in der 
Reisegepäckversicherung.

Zweck: Schadenaufklärung und Verhinde-
rung von Versicherungsmissbrauch.

Unfallversicherer
-	 Meldung bei erheblicher Verletzung 

der vorvertraglichen Anzeigepflicht;
-	 Leistungsablehnung wegen vorsätz-

licher Obliegenheitsverletzung im 
Schadensfall, wegen Vortäuschung 
eines Unfalls oder von Unfallfolgen;

-	 außerordentliche Kündigung durch den 
Versicherer nach Leistungserbringung 
oder Klageerhebung auf Leistung. 

Zweck: Risikoprüfung und Aufdeckung 
von Versicherungsmissbrauch.

5.	 Datenverarbeitung in und außer-
halb der Unternehmensgruppe

Einzelne Versicherungsbranchen (z. B. 
Lebens-, Kranken-, Sachversicherung) 
und andere Finanzdienstleistungen, z. B. 
Kredite, Bausparen, Kapitalanlagen, 
Immobilien, werden durch rechtlich 
selbstständige Unternehmen betrieben. 
Um den Kunden einen umfassenden 
Versicherungsschutz anbieten zu können, 

arbeiten die Unternehmen häufig in 
Unternehmensgruppen zusammen.
Zur Kostenersparnis werden dabei 
einzelne Bereiche zentralisiert, wie das 
Inkasso oder die Datenverarbeitung. 
So wird z. B. Ihre Adresse nur einmal 
gespeichert, auch wenn Sie Verträ-
ge mit verschiedenen Unternehmen 
der Gruppe abschließen; und auch 
Ihre Versicherungsnummer, die Art 
der Verträge, ggf. Ihr Geburtsdatum, 
Kontonummer und Bankleitzahl, d. h. 
Ihre allgemeinen Antrags-, Vertrags- und 
Leistungsdaten, werden in einer zentralen 
Datensammlung geführt. Dabei sind die 
sog. Partnerdaten (z. B. Name, Adresse, 
Kundennummer, Kontonummer, Bank-
leitzahl, bestehende Verträge) von allen 
Unternehmen der Gruppe abfragbar. 
Auf diese Weise kann eingehende Post 
immer richtig zugeordnet und bei telefo-
nischen Anfragen sofort der zuständige 
Partner genannt werden. Auch Geldein-
gänge können so in Zweifelsfällen ohne 
Rückfragen korrekt verbucht werden. Die 
übrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- 
und Leistungsdaten sind dagegen nur 
von den Versicherungsunternehmen der 
Gruppe abfragbar. Obwohl alle diese Da-
ten nur zur Beratung und Betreuung des 
jeweiligen Kunden durch die einzelnen 
Unternehmen verwendet werden, spricht 
das Gesetz auch hier von „Datenüber-
mittlung“, bei der die Vorschriften des 
Bundesdatenschutzgesetzes zu beachten 
sind. Branchenspezifische Daten ‑ wie 
z. B. Gesundheits- oder Bonitätsdaten ‑ 
bleiben dagegen unter ausschließlicher 
Verfügung der jeweiligen Unternehmen. 
Unserer Unternehmensgruppe gehören 
zz. folgende Unternehmen an:
- 	 Barmenia Allgemeine Versiche-

rungs‑AG
- 	 Barmenia Krankenversicherung a. G.
- 	 Barmenia Lebensversicherung a. G.
Daneben arbeiten Versicherungsunter-
nehmen und Vermittler zur umfassenden 
Beratung und Betreuung ihrer Kunden 
in weiteren Finanzdienstleistungen (z. B. 
Kredite, Bausparverträge, Kapitalanlagen, 
Immobilien, besondere Versicherungs-
arten) auch mit Kreditinstituten, Bauspar-
kassen, Kapitalanlage-, Immobilien- und 
Versicherungsgesellschaften außerhalb 
der Gruppe zusammen. Die Zusammen-
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arbeit besteht dabei in der gegenseitigen 
Vermittlung der jeweiligen Produkte 
und der weiteren Betreuung der so 
gewonnenen Kunden. So vermitteln z. B. 
die genannten Kreditinstitute im Rahmen 
einer Kundenberatung/-betreuung Versi-
cherungen als Ergänzung zu den eigenen 
Finanzdienstleistungsprodukten.
Für die Datenverarbeitung der vermit-
telnden Stelle gelten die folgenden 
Ausführungen unter Punkt 6.

6.	 Betreuung durch Versicherungs-
vermittler

In Ihren Versicherungsangelegenheiten 
sowie im Rahmen des sonstigen 
Dienstleistungsangebots unserer 
Unternehmensgruppe bzw. unseres 
Kooperationspartners werden Sie durch 
einen unserer Vermittler betreut, der Sie 
mit Ihrer Einwilligung auch in sonstigen 
Finanzdienstleistungen berät. Vermittler 
in diesem Sinn sind neben Einzelper-
sonen auch Vermittlungsgesellschaften 
sowie im Rahmen der Zusammenarbeit 
bei Finanzdienstleistungen auch Kredit
institute, Bausparkassen, Kapitalanlage- 
und Immobiliengesellschaften u. a. Um 
seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen 
zu können, erhält der Vermittler zu diesen 
Zwecken von uns die für die Betreuung 
und Beratung notwendigen Angaben aus 
Ihren Antrags-, Vertrags- und Leistungs-
daten, z. B. Versicherungsnummer, Bei-
träge, Art des Versicherungsschutzes und 
des Risikos, Zahl der Versicherungsfälle 
und Höhe von Versicherungsleistungen 
sowie von unseren Partnerunternehmen 
Angaben über andere finanzielle Dienst-
leistungen, z. B. Abschluss und Stand 
Ihres Bausparvertrages. Ausschließlich 
zum Zweck von Vertragsanpassungen 
in der Personenversicherung können 
an den zuständigen Vermittler auch 
Gesundheitsdaten übermittelt werden. 
Unsere Vermittler verarbeiten und nutzen 
selbst diese personenbezogenen Daten 
im Rahmen der genannten Beratung und 
Betreuung des Kunden. Auch werden 
sie von uns über Änderungen der 
kundenrelevanten Daten informiert. Jeder 
Vermittler ist gesetzlich und vertraglich 
verpflichtet, die Bestimmungen des 
BDSG und seine besonderen Verschwie-
genheitspflichten (z. B. Berufsgeheimnis 

und Datengeheimnis) zu beachten.
Die für Ihre Betreuung zuständige Stelle 
wird Ihnen mitgeteilt; ebenso werden Sie 
über Änderungen informiert. 

7.	 Weitere Auskünfte und Erläute-
rungen über Ihre Rechte

Sie haben als Betroffener nach dem 
Bundesdatenschutzgesetz neben dem 
eingangs erwähnten Widerrufsrecht 
ein Recht auf Auskunft sowie unter be-
stimmten Voraussetzungen ein Recht auf 
Berichtigung, Sperrung oder Löschung 
Ihrer in einer Datei gespeicherten Daten.
Wegen eventueller weiterer Auskünfte 
und Erläuterungen wenden Sie sich bitte 
an den betrieblichen Datenschutzbe-
auftragten Ihres Versicherers. Richten 
Sie auch ein etwaiges Verlangen auf 
Auskunft, Berichtigung, Sperrung oder 
Löschung wegen der beim Rückversi-
cherer gespeicherten Daten stets an 
Ihren Versicherer.
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